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Berlin, 18. Februar 2010 
 

GdP unterstützt Initiative zur Ausbildung 
afghanischer Polizisten in Deutschland 
Berlin. Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) unterstützt die Initi-
ative der SPD-Innenminister, einen Teil der Ausbildung afgha-
nischer Polizisten in Deutschland durchzuführen. GdP-
Vorsitzender Konrad Freiberg: „Insbesondere höhere Ränge 
der afghanischen Polizei könnten in unseren Ausbildungsein-
richtungen das gesamte Instrumentarium nutzen, das uns hier 
zur Verfügung steht. Das hätte auch den Vorteil, dass den künf-
tigen Polizeiführern Afghanistans der Sinn und die Effizienz ei-
ner professionellen rechtstaatlichen Polizei umfassender näher 
gebracht werden könnte.“  

Freiberg begrüßte die Initiative des Berliner Innensenators Kör-
ting, der angeregt hatte, dass Deutschland die beabsichtigte 
Ausweitung der Polizeiausbildung am Hindukusch in Teilen 
auch außerhalb Afghanistans in sicheren Gebieten leisten kön-
ne.  

Freiberg: „Mehrere Bundesländer machen sich berechtigte Sor-
gen um die Sicherheit der Polizeibeamtinnen und –beamten, 
die sie nach Afghanistan zur geplanten Aufstockung des Poli-
zeikontingents entsenden sollen. Die Sicherheitslage hat sich 
dort erheblich verschärft, es herrscht Bürgerkrieg. Die durch 
Außenminister Westerwelle vorgenommene Feststellung, dass 
dort ein bewaffneter Konflikt herrsche, bietet für das Mandat der 
Bundeswehr eine ehrlichere Planungsgrundlage. Für die dort 
eingesetzten deutschen Polizisten bringt das aber erhebliche, 
unter anderem auch rechtliche Probleme, da die Polizei Teil der 
Zivilverwaltung ist und in Kriegsgebieten nichts verloren hat.“   

Einen Teil der international geforderten Aufstockung der Poli-
zeiausbildung außerhalb Afghanistans durchzuführen, so Frei-
berg, „…lässt uns die Luft, am Ziel der Stärkung der afghani-
schen Polizei weiterzuarbeiten, ohne unsere Kolleginnen und 
Kollegen einer zusätzlichen Gefahr ausgesetzt zu sehen.“   


